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Die Strafanzeige, die der Mieterver-
ein Hagen vor einem Jahr gegen das 
Wohnunternehmen Belvona in 
Person des damaligen Geschäfts-
führers Uwe Becker gestellt hat, ist 
noch immer in Bearbeitung. Die zu-
ständige Staatsanwaltschaft Hagen 
teilte auf Anfrage schriftliche mit, 
„dass die Ermittlungen andauern“. 

Rückblick: Bei den Nebenkos-
tenabrechnungen der Belvona-Mie-
ter in Vorhalle gab es im 
vergangenen Jahr eine auffällige 
Unregelmäßigkeit dahingehend, 
dass auf die Abrechnungen der Fir-
ma Skibatron grundsätzlich 20 bis 
30 Euro mehr verlangt wurde, als 
Skibatron selbst in Rechnung ge-
stellt hat. War das Vorsatz? Der 
Mieterverein Hagen wurde skep-
tisch und hat Strafanzeige gestellt. 
Die Strafanzeige ging gegen Uwe 
Becker, der im vergangenen Jahr 

Strafanzeige Belvona:
Ermittlungen dauern an
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noch Geschäftsführer der Belvona 
Real Estate GmbH war. Allerdings 
gab es den Geschäftsführer nicht 
lange, seine Tätigkeit dauerte nur 
vom Februar 2022 bis August 2022, 
wie sich im Internet nachforschen 
lässt. Auch der zweite Geschäfts-
führer Michael Beers ist nicht mehr 
für das Unternehmen tätig. Er wur-
de im Dezember 2022 von Sepp Se-
bastian Meyer abgelöst. 

Die Strafanzeige selbst ging zu-
erst an die Staatsanwaltschaft Düs-
seldorf, weil dort der Sitz der 
Belvona Real Estate GmbH ist. Da 
aber der angezeigte Vorfall in Ha-
gen stattfand, wurde die Anzeige 
zur Staatsanwaltschaft Hagen gege-
ben, die nun, wie oben geschrieben, 
weiter ermittelt. (Lesen sie mehr zu 
den undurchsichtigen Strukturen 
der ehemaligen Belvona auf der Sei-
te 6)

Wir setzen uns 
für Menschen ein!

Wollen Sie das auch?
Bewerben Sie sich!

Wir suchen Volljurist:innen
Noch nie war das Thema Miet-
recht so wichtig wie jetzt. Stei-
gende Preise bringen viele 
Mieterinnen und Mieter in Be-
drängnis. Unsere Aufgabe ist es, 
ihnen zu helfen!

Zur Verstärkung unseres 
Teams suchen wir Volljuristin-
nen und Volljuristen in Voll- 
oder Teilzeit.

Zu den Aufgaben zählen per-
sönliche und telefonische Bera-
tung von unseren Mitgliedern in 
punkto Miet- und Pachtrecht. 
Deshalb wären fundierte Kennt-
nisse in diesem Bereich von Vor-
teil. Wichtig ist aber auch 
kommunikative und soziale 
Kompetenz und die Fähigkeit, 
juristischen Laien komplexe 

rechtliche Fragen verständlich 
zu erklären. Beratungen finden 
in unserer Geschäftsstelle in Ha-
gen, aber auch in unseren Au-
ßenberatungsstellen in der 
Region Südwestfalen statt. 

Wir bieten einen sicheren 
Arbeitsplatz mit einer verant-
wortungsvollen und abwechs-
lungsreichen Tätigkeit in einem 
eingespielten Team, flexible Ar-
beitszeiten, auch Homeoffice, 
Fortbildungen und mehr. Eine 
ausführliche Stellenbeschrei-
bung finden Sie auf unserer In-
ternetseite.
Bewerbung an: Stefan Wintersoh­
le, Frankfurter Straße 74, 58095 
Hagen oder per Mail als pdf-Da-
tei an ra.wintersohle@t­online.de
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Sagen Sie uns
Ihre Meinung
Sie haben Fragen, Kritik oder Anregungen 
für die Mieterzeitung? Schreiben Sie uns ­ 
Mieterzeitung@mietervereine­hagen.de

Auch dann informieren Sie uns bitte!
Per Mail an  Info@mietervereine­hagen.de
Bitte geben Sie dabei Ihre Mitgliedsnummer, das 
Geburtsdatum, Name und Anschrift und natürlich 
die neue Bankverbindung an.
Vielen Dank!

Sie sind umgezogen?
Dann teilen Sie uns doch bitte Ihre neue Adresse mit!
Sie erreichen uns unter  0 23 31 – 2 04 36 ­ 0

Neue Kontoverbindung?

Wohnungspolitik rückt immer mehr in das Be­
wusstsein der Bevölkerung. Steigende Kosten 
bei Miete, Betriebskosten, Nahrung und Ener­
gie stellen viele vor eine finanzielle Herausfor­
derung. Dazu kommen immer höher 
werdende Mieten. Und nicht zuletzt die Politik 
mit ihren verschiedenen Auffassungen, wie 
man dem Klimaschutz gerecht werden kann, 
sorgt in der Öffentlichkeit für Diskussionen – 
aber auch Ängste.  Menschen, die ratlos da­
stehen, weil sie nicht wissen, was sie mit ihren 
Heizungen machen, geschweige denn, wie 
sie einen Umbau finanzieren sollen. 

Auch das wird in Zukunft auf Mieter zukommen, denn die hohen 
Anschaffungskosten der Vermieter müssen irgendwie wieder 
reinkommen. Noch mehr Mieterhöhungen oder ansteigen der Be­
triebskosten werden die Folge sein – wenn es nicht konkret von 
der Politik geregelt wird. Ein Fördertopf ist irgendwann leer, und 
ob man die Voraussetzungen für eine Förderung überhaupt be­
kommt ist auch fraglich. 

Apropos steigende Mieten: Studenten können nun endlich die 
200 Euro­Einmalzahlung beantragen. Aber jetzt mal ehrlich – 
auch das ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Denn auch 
hier steigen die Mieten unfassbar. Studium ist nicht mehr wie frü­
her. Neben intensivem lernen muss man nebenbei Geld verdie­
nen, sonst kann man sich die Wohnung nicht mehr leisten. Und 
das gilt auch für diejenigen, die von Hause aus so gut konstituiert 
sind, dass sie kein Bafög bekommen. Denn auch da wird mittler­
weile jeder Cent umgedreht. 

Die Mieten in den großen Unistädten steigen ins unermessliche. 
In Düsseldorf zahlen Studis mittlerweile für ein WG­Zimmer 515 
Euro, in Köln 550 Euro. Das hat eine Studie des Moses Mendels­
sohn Institus in Kooperation mit dem Immobilienportal WG­
gesucht nun veröffentlicht.  Und dabei ist das noch nicht einmal 
die Spitze. In Hamburg werden durchschnittlich 570 Euro, in 
Frankfurt 580 Euro, in Berlin 640 Euro und in der bajuvarischen 
Hauptstadt gar 720 Euro für ein WG­Zimmer verlangt. 

Die Mieter brauchen eine Stimme. Nicht im Kleinen, sondern ge­
nerell. Nach einer Diskussion, ob Mietervereine denn überhaupt 
zeitgemäß sind, weil kaum jemand sie kennt, kann ich nur sagen: 
Ja, sie sind es. Vielleicht sogar zeitgemäßer denn je. Nicht nur in 
der Mietenpolitik mischt sich der Deutsche Mieterbund ein, im 
Kleinen sind es eben die Mietervereine, die Hilfe leisten. 
bei einem Gespräch mit einem Mitglied hört ich jetzt den Satz: 
„Ohne Mieterverein kann man hier nicht wohnen!“ Gegen große 
Immobilienunternehmen kommt man sich als Mieter recht klein 
vor. Wie gut, dass man sich an jemanden wenden kann, der Ah­
nung und vor allem Erfahrung hat. Zudem sind die Mietervereine 
organisiert. Je mehr also Mitglieder werden, umso größer und 
lauter die Stimme des Deutschen Mieterbundes. Wir sind definitiv 
zeitgemäß!

Einen schönen Tag noch wünscht 

                                                                Bianca Wölki
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WohnenAktuell als 
E­Paper oder Zeitung
Und wieder möchten wir Sie daran 
erinnern, dass es unsere Mieterzei-
tung WohnenAktuell auch online 
und als E-Paper gibt. Die Lesege-
wohnheiten ändern sich. Nicht nur 
die Tageszeitung wird per E-Paper 
angeboten, auch wir möchten Ih-
nen die Möglichkeit geben, die 
WohnenAktuell immer und jeder-
zeit lesen zu können - per Compu-
ter, Laptop, Tablet oder Handy. 
Wenn Sie nun auch ein E­Paper 
haben möchten, dann ...
schreiben Sie uns eine Nachricht 
per Mail an Mieterzeitung@mieter­
vereine­hagen.de oder rufen Sie uns 
an unter Telefon: 02331 - 204 36 0. 
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Mit-
gliedsnummer anzugeben. Sie be-
kommen dann eine Nachricht von 
uns per Mail mit einem Link zu un-
serer neuesten Ausgabe der Mieter-
zeitung WohnenAktuell, in der Sie 
fast wie in der Realität hin- und 
her blättern können. Sie können 
die Seiten oder Artikel zoomen und 
auf Ihre gewünschte Lesegröße ein-
stellen. Die Beiträge lassen sich auch 
speichern.

Wenn Sie lieber die Zeitung wie 
gewohnt haben möchten, dann ...
teilen Sie uns das bitte auch mit! 
Schließlich sind nicht alle unsere 
Mitglieder in der Lage, unser E-
Paper abzurufen. Sie können auch 
weiterhin die gewohnte Zeitungs-
ausgabe der WohnenAktuell per 
Post erhalten. Dafür müssen Sie uns 
entweder anrufen unter Telefon: 
02331 - 204 36 0 oder eine E-Mail 
schrieben an   Mieterzeitung@mie­
tervereine­hagen.de oder uns eine 
Nachricht per Post zukommen las-
sen: Mietervereine Hagen, Frank-
furter Straße 74, 58095 Hagen. Bitte 
geben Sie auch Ihre Mitgliedsnum-
mer an.

Natürlich bemühen sich die 
Rechtsberater des Mietervereins, 
Streitigkeiten mit Vermietern au-
ßergerichtlich zu lösen. Leider ist 
das nicht immer möglich. Wie in 
dem Fall einer Vermieterin aus 
Hamburg, die ihrer Mieterin in Ha-
gen Hohenlimburg versuchte, we-
gen Eigenbedarfs zu kündigen. 

Die Parteien hatten im Mietver-
trag aus dem Jahre 2009 vereinbart, 
dass eine Eigenbedarfskündigung 
ausgeschlossen sei. Darüber hinaus 
wurde als Nebenkosten ein Betrag 
in Höhe von ca. 200 Euro verein-
bart, ohne genau darzulegen, ob es 
sich um Vorauszahlungen oder ei-
ne Pauschale handeln würde. 

Nachdem die Vermieterin be-
reits im Jahre 2017 wegen einer Ei-
genbedarfskündigung und einer 
Kündigung wegen Zahlungsrück-
ständen durch zwei Instanzen un-
terlegen war, kündigte sie unserem 
Mitglied im Jahre 2022 nochmals 
wegen Eigenbedarf und gleichzeitig 
wegen angeblicher Mietrückstände, 
da eine Pauschale als Nebenkosten-
zahlung vereinbart gewesen wäre 
und diese nicht in voller Höhe ge-

zahlt worden seien. 
Dem trat der Rechtsanwalt des 

Mietervereins Hagen e. V. entgegen 
und wies bezüglich der Eigenbe-
darfskündigung auf den Ausschluss 
des Kündigungsrechtes im Mietver-
trag hin. Wegen der angeblichen 
Mietrückstände erklärte er, dass 
von Anbeginn des Mietverhältnis-
ses an immer Abrechnungen er-
stellt worden seien, die sich die 
Vermieterin zurechnen lassen müs-
se. Deshalb könne nicht von einer 
pauschalen Miete und damit von 
Mietrückständen ausgegangen wer-
den. 

Das Amtsgericht Hagen schloss 
sich der Auffassung des Mieterver-
einsanwalts an und wies die Räu-
mungsklage ab. Man müsse 
aufgrund der Gesamtstruktur des 
Mietverhältnisses von einer Verein-
barung von Vorauszahlungen mit 
Abrechnungspflicht ausgehen. Dar-
über hinaus begründete das Amts-
gericht die Zurückweisung der 
Klage damit, dass sich die Vermiete-
rin insgesamt unredlich verhalten 
und teilweise wahrheitswidrig vor-
getragen habe (AG Hagen 140 C 

193/22). Diese Entscheidung ist 
noch nicht rechtskräftig. 

Eine Mieterin in Finnentrop 
verlangte von Ihrem Vermieter die 
Beträge für zu Unrecht gezahlte Ne­
benkosten heraus. Nach dem Miet-
vertrag waren lediglich die Kosten 
für Heizung, Warmwasser, Entwäs-
serung und Müllabfuhr als umlage-
fähig vereinbart. Der Vermieter 
stellte in seiner Abrechnung aber 
weitere Nebenkosten für die Posi-
tionen Gebäudeversicherung, Haft-
pflichtversicherung, Grundsteuern 
und Treppenhausreinigung ein. 

Unser Mitglied wandte sich hil-
fesuchend an den Mietervereins 
Lennetal und Umgebung e. V., der 
die Gegenseite aufforderte, zu Un-
recht vereinnahmte Beträge in Hö-
he von insgesamt 1.331,44 Euro für 
die Abrechnung der Jahre 2020 
und 2021 zurückzuzahlen. Die Ge-
genseite wandte ein, dass im Miet-
vertrag eine umfassende Umlage 
vereinbart sei. Die konkrete Rege-
lung im Mietvertrag sei unklar und 
auslegungsbedürftig. Es handele 
sich im Mietvertrag nur um eine 

beispielhafte Aufzählung einzelner 
Betriebskosten, im Ergebnis seien 
aber alle möglichen Betriebskosten-
positionen vom Mieter zu zahlen. 

Dem schloss sich das Amtsge-
richt Lennestadt nicht an. Es führte 
aus, dass bei der hier vorliegenden 
Vertragsgestaltung nur die aus-
drücklich genannten Betriebskos-
ten umlagefähig seien, da es in dem 
Formular sogar heiße, dass weitere 
Betriebskosten eingetragen werden 
sollten, was nicht geschehen war. 

Im Ergebnis wurde der Vermie-
ter zur Rückzahlung der Nebenkos-
ten verurteilt mit der Folge, dass er 
auch die gesamten Kosten des Ver-
fahrens zu tragen hat (AG Lenne-
stadt 3 C 262/22). Diese 
Entscheidung ist noch nicht rechts-
kräftig. 

Erstmals Mietspiegel 
für die Stadt Arnsberg
Zum ersten Mal gibt es für die Stadt 
Arnsberg einen qualifizierten Miet-
spiegel. Ralf Paul Bitter, Bürgermeis-
ter der Stadt Arnsberg, sieht ihn als 
„wichtiges Instrument zur Beurtei-
lung des Wohnungsmarktes“.

Das Thema Mietwohnungen 
und Mieten wird immer wichtiger 
in unserer Gesellschaft und in der 
Politik. Auch wenn das Mietniveau 
im ländlichen Raum nicht so dras-
tisch ist wie in den Großstädten, so 
haben Mieter und Vermieter mit 
dem Mietspiegel eine gute Grundla-
ge, Mieten zu vergleichen.

Der Mietspiegel für Arnsberg ba-
siert auf einer repräsentativen Date-
nerhebung von Analyse&Konzepte 
immo.consulting GmbH, die von 
der Stadt Arnsberg in Auftrag gege-
ben wurde. An der Erstellung des 
Mietspiegels hat eine projektbeglei-
tende Arbeitsgruppe mitgewirkt, zu 
der auch der Mieterverein Sauer-
land und Umgebung gehört.

Der Mietspiegel der Stadt Arns-
berg ist als Download im Internet 
unter www.arnsberg.de/mietspiegel 
zu finden, oder als Link auf der

Homepage des Mietervereins Sauer-
land und Umgebung, Service-Seite 
https://mieterverein­sauerland.de/ser­
vice/

Auf der Homepage der Stadt 
Arnsberg gibt es auch einen Online-
Mietspiegelrechner, der einen Miet-
vergleich einfach macht: Online-
Rechner aufrufen, Formular ausfül-
len und ortsübliche 
Vergleichsmiete berechnen lassen. 
Dafür muss man wissen, wie groß 
die Wohnfläche ist sowie das Bau-
jahr. Zudem werden Wohnungs-
merkmale und 
Modernisierungsstand zum An-
kreuzen abgefragt. In dem Formu-
lar kann man sich die Wohnlage in 
Neheim, Hüsten/Herdringen und 
Arnsberg auf einer Karte anzeigen 
lassen. Als Ergebnis erhält man ein 
ausdruckbares Protokoll mit der 
Übersicht der Tabellenwerte.

Unter Methodenbericht Mietspie­
gel Stadt Arnsberg/Analyse und Kon­
zept immo.consult GmbH erfährt 
man die entsprechende Dokumen-
tation der Analyse zur Erstellung 
des Mietspiegels.

Erfolg vor Gericht in punkto 
Eigenbedarf und Nebenkosten

Aus der Praxis der Rechtsberatung

 von RA Stefan Wintersohle
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Fragen und Antworten zur 
Gas­ und Wärmepreisbremse

Am 1. März ist das Erdgas-Wär-
me-Preisbremsengesetzes (EWPBG) 
in Kraft getreten, um Verbraucher 
bei den Kosten für Heizung und 
Warmwasserbereitung zu entlas-
ten. Was bedeuten diese Entlastun-
gen für Mieter? Der Deutsche 
Mieterbund (DMB) gibt Antworten 
auf die wichtigsten Fragen.

1. Welche Entlastung sind durch 
die Preisbremsen zu erwarten?
Für private Haushalte wird ab dem 
1. März 2023 der Bruttoarbeitspreis 
für leitungsgebundenes Erdgas auf 
12 Cent pro Kilowattstunde, für 
Wärme (Nah- und Fernwärme) auf 
9,5 Cent pro Kilowattstunde gede-
ckelt. Die Preisbegrenzung gilt 
lediglich für 80 Prozent des im Sep-
tember 2022 prognostizierten Jah-
resverbrauchs. Für die weiteren 20 
Prozent muss der mit dem 
Versorger vereinbarte (höhere) 
Preis gezahlt werden. Die Preis-
bremsen beschränken sich auf den 
Bruttoarbeitspreis, d. h. den Arbeits-
preis inklusive aller staatlichen Ab-
gaben und Steuern sowie der 
Umsatzsteuer. Der Grundpreis für 
Erdgas und Wärme wird nicht ge-
deckelt.

2. Wie werden die Preisbremsen 
praktisch umgesetzt?
Der Verbraucher muss keine Anträ-
ge stellen. Die Versorger müssen ih-
ren Kunden ab 1. März 2023 für 
jeden Monat einen Entlastungsbe-
trag gutschreiben. Die Entlastung 
ermittelt sich aus der Differenz zwi-
schen dem vereinbarten und dem 
gedeckelten Arbeitspreis für 80 
Prozent des im September 2022 
prognostizierten Jahresverbrauchs. 
Der errechnete Entlastungsbetrag 
ist gleichmäßig auf die Abschläge 
zu verteilen. Die monatlichen Ab-
schläge sinken entsprechend.

3. Für welchen Zeitraum gelten die 
Preisbremsen?
Die Preisbremsen für leitungsge-
bundenes Erdgas und Wärme gel-
ten vom 1. März 2023 bis 31. 
Dezember 2023. Es erfolgt auch ei-
ne rückwirkende Entlastung für die 
Monate Januar und Februar 2023.

4. Wie erreicht die Entlastung Mie­
ter mit zentraler Wärmeversor­
gung?
Von der Entlastung profitiert zu-
nächst der direkte Vertragspartner 
des Energieversorgers. In einem 
Mietverhältnis mit zentraler Wär-
meversorgung (Beispiel: Gas-Zen-
tralheizung) ist dies der Vermieter. 
Der Vermieter ist verpflichtet über 

die Heizkostenabrechnung seine 
Entlastung vollständig an die Mie-
ter weiterzugeben.

5. Wie muss der Vermieter die Ent­
lastung an Mieter weitergeben?
In Mietshäusern mit zentraler Wär-
meversorgung muss der Vermieter 
die Entlastung in der Heizkostenab-
rechnung für die laufende Abrech-
nungsperiode berücksichtigen und 
gesondert ausweisen. In der Praxis 
erfolgt die Weitergabe der Entlas-
tung im Rahmen der Heizkostenab-
rechnung für das Abrechnungsjahr 
2023, die der Vermieter in der Regel 
aber erst bis Ende 2024 erstellt, so 
dass die Entlastung bei vielen Mie-
tern erst Ende 2024 ankommen 
wird. Deshalb sind Vermieter in be-
stimmten Konstellationen ver-
pflichtet, bereits in diesem Jahr die 
Betriebskostenvorauszahlungen 
herabzusetzen. (siehe: Punkt 7.) 

6. Wie erfahren Mieter, wie hoch 
die Entlastung ist? 
Der Energieversorger teilt dem Ver-
mieter die Höhe der ab März 2023 
zu zahlenden, reduzierten Abschlä-
ge sowie des Entlastungsbetrages 
mit. Sobald der Vermieter diese In-
formation seines Energieversorgers 
erhalten hat, muss er unverzüglich 
den Mieter über den Ursprung, die 
Höhe und die Laufzeit der Entlas-
tung und deren Berücksichtigung 
in der Betriebskostenabrechnung 
unterrichten. Die Mitteilung muss 
in Textform erfolgen aber nicht ei-
genhändig vom Vermieter unter-
schrieben sein; eine einfache E-Mail 
genügt. Ist der Vermieter zur An-
passung der Betriebskostenvoraus-
zahlungen verpflichtet (siehe 7.), 
muss er auch den neuen Voraus-
zahlungsbetrag mitteilen. 

7. Muss der Vermieter die Voraus­
zahlungen jetzt anpassen?
Der Vermieter ist in zwei Fällen 
verpflichtet, die Betriebskostenvor-
auszahlungen wegen der Preis-
bremsen anzupassen: wenn der 
Vermieter seit dem 1. Januar 2022 
die Betriebskostenvorauszahlungen 
aufgrund steigender Kosten für Gas 
oder Wärme erhöht hat oder wenn 
der Vermieter mit dem Mieter seit 
dem 1. Januar 2022 erstmalig Vor-
auszahlungen Gas oder Wärme ver-
einbart hat (neuer Mietvertrag). Die 
Anpassung erfolgt, sobald der Ener-
gieversorger über die Höhe der re-
duzierten Abschläge sowie des 
Entlastungsbetrages informiert hat.

8. Gibt es Ausnahmen von der An­
passungspflicht?

Der Vermieter muss die Anpassung 
der Betriebskostenvorauszahlun-
gen nicht vornehmen, wenn die 
Reduzierung weniger als 10 Prozent 
der bisher vereinbarten Vorauszah-
lungen ausmachen würde, oder der 
Vermieter bis zum 1. April 2023 
über die Betriebskosten für die ver-
gangene Abrechnungsperiode (bei 
vereinbartem Kalenderjahr: für 
2022) gegenüber dem Mieter ab-
rechnet (in diesem Fall kann der 
Vermieter die Anpassung unmittel-
bar mit der Abrechnung vorneh-
men) oder  Mieter und Vermieter 
bis zum 31. März 2023 vereinbaren, 
dass keine Anpassung der Voraus-
zahlungen erfolgen soll.

9. Können die Betriebskostenvor­
auszahlungen erhöht werden?
Nach dem Erdgas-Wärme-Preis-
bremsengesetz können Vermieter 
und Mieter bis zum 31. Dezember 
2023 einmalig die Betriebskosten-
vorauszahlungen angemessen er-
höhen, wenn gegenüber der letzten 
Anpassung eine Änderung der Be-
triebskosten um einen Betrag von 
mindestens 10 Prozent eingetreten 
ist. Hat der Vermieter aber seit dem 
1. Januar 2022 bereits eine Erhö-
hung der Vorauszahlungen vorge-
nommen oder wurden in diesem 
Zeitraum erstmalig Vorauszahlun-
gen vereinbart, besteht die Erhö-
hungsmöglichkeit nicht.

10. Wie erfolgt die Weitergabe der 
Entlastung bei einer vermieteten 
Eigentumswohnung mit zentraler 
Wärmeversorgung?
Bei einer Wohnungseigentumsan-
lage mit zentraler Energieversor-
gung profitiert zunächst die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft von der Entlastung, denn sie 
ist Kunde des Energieversorgers. Die 
Eigentümergemeinschaft muss die 
einzelnen Wohnungseigentümer 
über die Entlastung informieren 
und die Entlastung an sie weiterrei-
chen. Hat ein einzelner Wohnungs-
eigentümer vermietet, muss er 
seine Entlastung an seinen Mieter 
weitergeben. Hierfür gelten keine 
Besonderheiten im Vergleich zu ei-
ner „normalen“ Mietwohnung. 

11. Wie erreicht die Entlastung 
Mieter mit dezentraler Wärmever­
sorgung?
Wird die Mietwohnung dezentral 
beheizt (Beispiel: Gas-Etagenhei-
zung oder Fernwärme mit Direkt-
vertrag), haben Mieter einen 
eigenen Vertrag mit dem Energie-
versorger, sind also selbst Kunde. 
Die Entlastung erfolgt hier direkt 

zwischen Energieversorger und 
Mieter. 

12. Welche Informationspflichten 
haben Energieversorger gegen­
über Mietern mit dezentraler Wär­
meversorgung?
Energieversorger müssen Mieter 
mit dezentraler Wärmeversorgung 
die Höhe der ab März 2023 zu zah-
lenden, reduzierten Abschläge mit-
teilen. Die Mitteilung muss 
insbesondere folgende Angaben 
enthalten: die bisherige und die 
künftige Höhe der Abschlagszah-
lungen, den aktuellen Bruttoar-
beitspreis und den gedeckelten 
Bruttoarbeitspreis, den Brutto-
grundpreis, das Entlastungskontin-
gent, die Höhe des 
Entlastungsbetrages und dessen 
Verteilung auf die vertraglichen 
Abschlagszahlungen. Ein Muster-
schreiben des Bundeswirtschafts-
ministeriums für die Mitteilung des 
Versorgers steht zur Verfügung un-
ter  https://www.bmwk.de/Redaktion/
DE/Artikel/Energie/energiepreisbrem­
sen­musterschreiben­fur­versorger­
und­vermietende.html.

13. Gelten die Preisbremsen auch 
für Brennstoffe wie Heizöl, Pellets, 
Flüssiggas, Holz oder Kohle?
Nein, die Preisbremsen gelten nur 
für leitungsgebundenes Erdgas und 
Wärmelieferungen (Nah- und Fern-
wärme). Verbraucher, die mit nicht 
leitungsgebundenen Brennstoffen 
wie Heizöl, Pellets, Flüssiggas, Holz 
oder Kohle heizen, sollen aber rück-
wirkend für die Zeit vom 1. Januar 
2022 bis 1. Dezember 2022 entlastet 
werden. Sie erhalten eine Entlas-
tung für 80 Prozent ihrer Mehrkos-
ten nur dann, wenn ihr Bezugspreis 
in diesem Zeitraum mehr als das 
Doppelte des durchschnittlichen 
Verbraucherpreises im Gesamtjahr 
2021 betrug. Verbraucher müssen 
dafür Rechnungen aus dem Jahr 
2022 vorlegen. Der Entlastungsbe-
trag muss mindestens 100 Euro be-
tragen (Untergrenze). Es werden 
max. 2.000 Euro pro privaten Haus-
halt für die Summe aller Rechnun-
gen aus dem Zeitraum 1. Januar 
2022 bis 1. Dezember 2022 erstattet.

Die Entlastung erfolgt über Här-
tefallfonds der Bundesländer. An-
tragsberechtigt ist der Rechnungs-
empfänger. Dies sind Mieter, wenn 
sie für die Brennstoffbeschaffung 
selbst verantwortlich sind. 
Beziehen Mieter ihre Wärme über 
den Vermieter muss der Vermieter 
den Antrag stellen. In NRW ist 
noch völlig offen, wie und wo der 
Antrag gestellt werden kann.
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Solarstrom 
vom Balkon 
auch für Mieter
Da sitzt man gemütlich auf dem 
Balkon und liest eine Zeitschrift, als 
plötzlich ein helles Licht über die 
Wand huscht. Ah, der Nachbar von 
gegenüber bekommt eine Stecker-
Solaranlage für seinen Balkon. Ob 
sich das wirklich lohnt? Und was 
muss man eigentlich beachten, be-
vor man sich ein kleines Kraftwerk 
am Balkongeländer oder auf dem 
Dach installiert.

Hausbesitzer können sofort los-
legen, während Mieter und Miete-
rinnen vor der Anschaffung einer 
Stecker-Solaranlage erst einmal die 
Genehmigung ihres Vermieters 
einholen sollten. In jedem Fall soll-
te solch eine Genehmigung schrift-
lich eingeholt, damit man auf der 
sicheren Seite ist. 

Tatsächlich gibt es in Deutsch-
land noch keine einheitliche 
Rechtsprechung zum Aufstellen 
solcher Anlagen. Wegweisend
schien eine Rechtsprechung des 
Landgerichts Stuttgart (Az 37 C 
2283/20), das sich gegen den von 
der Vermieterin geforderten Rück-
bau aussprach. Die Begründung: 
Balkonsolaranlagen leisten einen 
Beitrag zum Staatsziel Umwelt-
schutz, das im Grundgesetz veran-
kert ist. Es gab aber durchaus auch 
andere Urteile zu diesem Thema. 

Bevor man jedoch in diese Rich-
tung aktiv wird, sollte man sich Ge-
danken, machen, ob die 
Ausrichtung des Balkons über-
haupt geeignet ist. Rich-
tung Süden, Südosten 
oder Südwesten 
sollte er zeigen. 
Außerdem 
dürfen die 
Module 
nicht 

Solar-
strom 
prüft.“

Ist das 
gesche-
hen, dann 
Stecker rein und los? Nein, 
denn welcher Stecker für 
den Anschluss vorgesehen ist, 
steht in den Angaben des Herstel-
lers. Es gibt zwei Möglichkeiten. 
Zum einen den Spezialstecker Typ 
„Wieland“, der von einem Elektri-
ker installiert werden sollte, oder 
die in Haushalt üblichen Schuko-
Stecker. Solaranlagen, die die Norm 
EN 60335-1 erfüllen (z.B. alle DGS-
zertifizierte Geräte), können mit ei-
nem Schuko-Stecker angeschlossen 
werden. Der Verband der Elektro-
technik Elektronik Informations-
technik e.V. (VDE) fordert übrigens, 
genauso wie die Verbraucherzen-
tralen (VZ), dass in Zukunft immer 
ein Schukostecker eingesetzt wer-
den kann.

Eine entsprechende Messein-
richtung zeigt an, ob und wieviel 
Energie die Module liefern. Manche 
Firmen liefern die Ausrüstung di-
rekt mit. Es können aber auch in-
telligente Steckdosen verwendet 
werden, die die Stromeinspeisung 
anzeigen.

Neuer Stromzähler?

Apropos Stromeinspeisung – 
wie steht es eigentlich mit dem 
Stromzähler? Bei einem herkömm-
lichen Stromzähler mit einer me-
chanischen Drehscheibe, dem 
„Ferraris-Zähler“, muss eine Rück-
laufsperre eingebaut sein, sonst 
könnte der Zähler rückwärts lau-
fen. Gewöhnlich tauscht der Netz-
betreiber aber die Zähler gegen 
moderne Messeinrichtungen aus. 
Für den Austausch der Zähler darf 
der Netzbetreiber keine Kosten in 
Rechnung stellen. Allerdings kön-
nen laut VZ die jährlichen Messkos-
ten auf den gesetzlichen 
Höchstwert von 20 Euro steigen.

 Und noch etwas darf nicht ver-
gessen werden: Die Anlage muss an-
gemeldet werden – beim 
Netzbetreiber und bei der Bundes-

durch Gebäude oder Bäume ver-
deckt sein. Damit sie volle Leistung 
bringen, müssen sie regelmäßig von 
Schnee oder Blättern befreit wer-
den können. Außerdem darf die 
Fassade nicht mit der Installation 
beschädigt werden.  Bei einer Woh-
nungseigentümer Gemeinschaft   
ist seit der Änderung des Wohnei-
gentumsgesetzes (WEG) 2020 nur 
noch eine mehrheitliche Erlaubnis 
dafür nötig. Es gibt sogar einen So-
larkataster, der Auskunft darüber 
gibt, ob die Lage des Gebäudes 
günstig ist.

Was benötige ich?

Wenn das alles nun stimmt, 
bleibt die Frage: Was brauche ich 
alles? Das Angebot an Steckersolar-
anlagen ist mittlerweile groß. Das 
Funktionsprinzip der Anlagen ist 
immer gleich: Ein Solarmodul er-
zeugt aus Sonnenlicht elektrischen 
Strom. Der ist allerdings erst einmal 
Gleichstrom. Deshalb benötigt 
man einen Wechselrichter, der ge-
wöhnlich mit den Solaranlagen 
mitgeliefert wird. Er wandelt den 
Gleichstrom in Wechselstrom 
(Haushaltsstrom) um, sodass er di-
rekt mit dem vorhandenen Strom-
kreislauf verbunden werden kann. 
Direkt? Hier erklärt die Verbrau-
cherzentrale NRW: „Die Installati-
onsnorm sieht vor, dass eine 

Elektrofachkraft die Eignung 
des Stromkreises für 

die Ein-
spei-

sung 
von 

netz-
agentur. 
Zum Teil 
bieten 
Netzbe-
treiber 

schon eine einfache Onli-
ne-Anmeldung an, oder die 

entsprechenden Formulare 
sind auf den Internetseiten zu fin-

den.  Die Verbraucherzentrale rät: 
„Wichtig ist bei diesen Anmeldun-
gen, dass beide Male die gleichen 
technischen Daten, etwa die Leis-
tung oder das Inbetriebnahmeda-
tum, eingetragen werden, da die 
Daten im Hintergrund miteinander 
abgeglichen werden.“ Ohne An-
meldung im Marktstammdatenre-
gister der Bundesnetzagentur kann 
ein Bußgeld drohen.

Spitzenlasten nutzen

Die Kosten für zwei Module, die 
ca 600 Watt Spitzenleistung brin-
gen, liegen zweischen 500 und 700 
Euro. Natürlich kann man auch 
nur ein Modul wählen (ca 300 
Watt), entsprechend sind die Kos-
ten günstiger. Ein Modul hat in et-
wa eine Größe von 1 m x 1,70 m. Bei 
zwei Modulen amortisieren sich die 
Kosten in etwa nach 5 bis 10 Jahren. 
Abhängig ist das natürlich von der 
Nutzung. So können beispielsweise 
der Kühlschrank, der Router oder 
andere kleinere Geräte mit dem 
Strom gespeist werden. Wasch- 
oder Spülmaschinen sollten dann 
eingeschaltet werden, wenn die 
Anlage die Spitzenlast bringt, also 
meist zur Mittagszeit. Außerdem 
kann es Förderungen von Komu-
nen oder Netzbetreiber geben

Die Hochschule Technik und 
Wirtschaft in Berlin bietet einen 
Rechner an, mit dem sich erfassen 
lässt, wie hoch die Ausbeute des ei-
genen Stroms sein kann. Zu finden 
ist er unter www.solar.htw­berlin.de/
rechner/stecker­solar­simulator/

Lohnt es sich nun ein Steckerso-
lar für den Eigenbedarf zu kaufen? 
Ganz klar - ja! Für Klima und Natur 
ist die Stromproduktion vor Ort so-
fort ein Gewinn, und für den Geld-
beutel lohnt es sich später auch. 
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Die Mitgliedschaft im Mieterverein kostet zurzeit 84,00 Euro kalender­
jährlich für Wohnungsmieter und selbstnutzende Wohnungseigentü­
mer. Für Mieter und Pächter von Gewerbe­ und Geschäftsräumen
10 % der Monatsmiete, mindestens jedoch 168,00 Euro kalenderjähr­
lich. Hinzu kommt eine Aufnahmegebühr in Höhe von 26 Euro.
Mieter können auch für nur einen Monat Mitglied werden und im Rah­
men dieser „Schnuppermitgliedschaft" einige Leistungen des Mieter­
vereins in Anspruch nehmen.

Anzeige

Bei Schimmel kommt
der Diplom­Biologe
Wenn sich Schimmel in der Woh-
nung wohlfühlt, tun das die Men-
schen unter Umständen nicht 
mehr! Außerdem drohen Gesund-
heitsgefahren. Deshalb bietet die 
Bürogemeinschaft der Mieterverei-
ne in Hagen für ihre Mitglieder 
einen besonderen Service an:

Der Diplom-Biologe Joachim P. 
Ehrhardt kontrolliert Ihre Woh-
nung und das Umfeld, wenn Räu-
me in der Wohnung feucht sind 
oder ein Schimmelbefall vermutet 
wird. Der Fachmann kommt zu Ih-
nen, untersucht den Sachverhalt 
und gibt Sanierungsempfehlungen. 
Handelt es sich um einen Bauman-
gel — oder lüftet der Mieter falsch?

Für eine Tätigkeitsdauer bis zu 
einer Stunde vor Ort kostet das 70 
Euro zuzüglich Fahrtkosten (30 
Cent je Kilometer) und Mehrwert-
steuer. Für jede angefangene Vier-
telstunde mehr entstehen weitere 

Kosten in Höhe von 20 Euro zuzüg-
lich Mehrwertsteuer. Die Erstellung 
und Zusendung des Protokolls sind 
im Preis enthalten.

In der Regel reicht die Inaugen-
scheinnahme durch den Experten, 
um Feuchtigkeit und Schimmel 
und deren Ursachen festzustellen. 
In sehr seltenen Fällen allerdings 
sind auch Probeentnahmen und 
Labor-Analysen erforderlich, deren 
Kosten für den Einzelfall errechnet 
werden. Die protokollierten Ergeb-
nisse der Untersuchungen und die 
notwendigen Konsequenzen kön-
nen Sie dann direkt mit dem 
Rechtsberater Ihres Mietervereins 
besprechen.

Kontakt: Dipl.­Biologe Joachim P. 
Ehrhardt, Steinkuhlstraße 12, 44799 
Bochum, Tel. 02 34 / 38 36 19,
Mobil 01 79 / 4 93 15 67, 
Mail: info@umweltundwohnen.de

Service

DMB fordert von
Vonovia lückenlose
Aufklärung bei Kosten
Überraschend gab es Anfang März 
wegen Korruptionsverdacht eine 
Hausdurchsuchung bei Vonovia, 
dem größten deutschen Immobili-
enkonzern. Begründet wurde diese 
von der Staatsanwaltschaft Bo-
chum damit, dass sich Vonovia-
Mitarbeiter bei der Vergabe von 
Handwerksaufträgen bestechen las-
sen haben könnten.

 „Wurden Mieter durch korrup-
tes Verhalten von Mitarbeitenden 
der Vonovia geschädigt, muss der 
Konzern den Betroffenen den Scha-
den umgehend ersetzen“, fordert 
nun der Präsident des Deutschen 
Mieterbundes, Lukas Siebenkotten. 

DMB-Mietervereine bemängeln 
seit Jahren die Intransparenz bei 
der Umlage von Betriebskosten 
durch Vonovia und die Umlage 
von Kosten auf Mietern für Arbei-
ten, die nie stattfanden. Der Deut-
sche Mieterbund erwartet, dass die 
Konzernspitze den möglicherweise 
kriminellen Machenschaften in 
den eigenen Reihen entschlossen 
entgegentritt, über entstandene 
und auf Mieter in der Vergangen-
heit umgelegte Kosten umfassend 
Rechenschaft ablegt und zu Un-
recht umgelegte Kosten zügig er-
stattet. Zudem muss Vonovia bei 
der Umlage von Kosten endlich 
transparent und in einer prüffähi-

Fordert  eine
lückenlose 
Aufklärung 
und Entschä­
digung für die 
Mieter ­ 
Lukas
Siebenkotten, 
Präsident des 
DMB

gen Form handeln, eine Forderung, 
die der Deutsche Mieterbund und 
seine Mietervereine seit Jahren an 
den Konzern richten, bislang leider 
erfolglos. „Für Versuche, sich mit 
Hinweisen auf das konzerneigene 
Compliance-System herauszureden 
und sich selbst als Opfer zu stilisie-
ren, fehlt mir absolut das Verständ-
nis“, so Siebenkotten. „Stellen sich 
die Vorwürfe als wahr heraus, sind 
die Geschädigten in erster Linie die 
Mieter, auf deren Rücken sich die 
Mitarbeitenden bereichert haben." 

Vonovia selbst sieht sich als Op-
fer. In einer Pressemitteilung heißt 
es: „Wir sind erschüttert. Offenbar 
haben sich einzelne Mitarbeiter bei 
unseren Tochterunternehmen zum 
Schaden von Vonovia bestechen 
lassen – das ist nicht akzeptabel.“
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Hagen

Rechtsanwalt
Alexander
Wieczorek

Rechtsanwalt
Stefan
Wintersohle

Assessor jur.
Frank Beitz

Wir beraten Sie gern ....

... auch in unseren Außenstellen!

Altena
Jeden 2. und 4. Donnerstag im 
Monat, 11.00 bis 12.00 Uhr 
Bürgerzentrum Burg Holtzbrinck, 
Kirchstraße 20, Kaminzimmer
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Werner Beuckelmann

Arnsberg
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
15.30 bis 16.30 Uhr  – Altes Rathaus, 
Alter Markt 19, EG, Zimmer 9
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Bad Wildungen
Jeden Dienstag, 15 bis 17 Uhr  
Brunnenstraße 41
 0 56 21 / 7 22 11
RA Gerhard H. Wiegand

Brilon
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
10.30 bis 11.30 Uhr – Altes Amtshaus 
Verwaltungsgebäude, Bahnhofstr. 33 
2. OG, Zimmer 26, Trauzimmer
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Ennepetal 

Jeden 1. und 3. Donnerstag im Mo­
nat, 15.30 bis 17.00 Uhr –  Haus 
Ennepetal, Gasstraße 10
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Alexander Wieczorek

Eschwege 

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat,  
15.00 bis 16.30 Uhr – Kanzlei Dr. 
Bergner, Hagedorn und Schindewolf 
Reichensächser Str. 19, Eschwege
 0 56 51 / 74 36 0
RA Christian Schindewolf

Finnentrop  

Jeden 2. Dienstag im Monat, 
16 bis 17 Uhr – Bürgertreff, Rathaus
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan WIntersohle

Gevelsberg
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat, 
14.30 bis 16.00 Uhr 
Bürgerzentrum, Mittelstraße 86 ­ 88, 
EG (rechter Gebäudetrakt), 
Zimmer B 002
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Alexander Wieczorek

Herdecke
Jeden 2. Montag im Monat, 
16 bis 17.30 Uhr 
Friedrich­Harkort­Schule, Hengstey­
seestraße 40, Haupteing., EG R 001
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Alexander Wieczorek

Korbach 

Jeden 2. Dienstag im Monat, 
9.00 bis 10.00 Uhr  
Gemeindehaus Kilianstraße, 
neben der Kilian­Kirche, 1. OG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Lennestadt
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat, 
12.30 bis 13.30 Uhr  
Rathaus Lennestadt­Altenhundem,
Thomas­Morus­Platz 1, 
Zimmer B 22
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Marsberg
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
13.00 bis 14.00 Uhr 
Bürgerhaus, 
Casparistraße 2, 
Zimmer 3
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Meinerzhagen 

Jeden 4. Dienstag im Monat,
15.30 bis 16.30 Uhr  
Verwaltungsgebäude III, 
Bahnhofstraße 11, Raum 107
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Menden 

Jeden 2. Donnerstag im Monat, 
16 bis 17 Uhr, 
Stadt Menden Seniorentreff, 
Kolpingstraße 35, Zimmer GR35
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Werner Beuckelmann

Meschede
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat, 
14.00 bis 15.00 Uhr 
VdK, Stiftsplatz 3, Fußgängerzone
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Neheim­Hüsten 

Jeden 4. Donnerstag im Monat, 
16.00 bis 17.00 Uhr  Arnsberg­
Hüsten, Petrus Haus 
St. Petri, Kirchplatz 4, 
Eingang neben dem Cafe´
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Werner Beuckelmann

Olpe
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat, 
14.00 bis 15.00 Uhr – Altes Lyzeum, 
Franziskanerstraße 8, Zimmer 16
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Olsberg
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
9.00 bis 10.00 Uhr – Rathaus, 
Bigger Platz 6, 2. OG, Zimmer 205
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Plettenberg 

Jeden 4. Dienstag im Monat, 
9.00 bis 10.00 Uhr  
AWO­Haus, Brachtstraße 6, 1. OG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Schmallenberg
Jeden 2. und 4. Dienstag im Monat, 
11.00 bis 12.00 Uhr  
Kurhaus Fredeburg, Am Kurhaus 4
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Stefan Wintersohle

Schwelm
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat, 
16.30 bis 18 Uhr – Gemeinschafts­ 
grundschule, Engelbertstraße 2, 
Gebäude 2, Zimmer 2E01 EG
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Alexander Wieczorek

Sundern 

Jeden 2. und 4. Donnerstag im 
Monat, 14.30 bis 15.30 Uhr  
Rathaus, Rathausplatz 1
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Werner Beuckelmann

Warburg
Jeden 1. und 3. Montag im Monat, 
14.30 bis 15.30 Uhr  
Verwaltungsgebäude 
(Behördenhaus), Bahnhofstraße 28
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Frank Beitz

Werdohl 

Jeden 2. und 4. Donnerstag im 
Monat, 12.30 bis 13.30 Uhr 
 Rathaus Altbau, Goethestraße 51, 
EG, Zimmer 15 (Trauzimmer),
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
Ass. Werner Beuckelmann

Wetter
Jeden 4. Dienstag im Monat, 16.00 
bis 17.30 Uhr – Bürgerhaus, 
Kaiserstraße 132, 1.OG, Zimmer 6
 0 23 31 / 2 04 36 ­ 0
RA Alexander Wieczorek

Witzenhausen 

Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat,  
15.00 bis 16.30 Uhr – Kanzlei Dr. 
Bergner, Hagedorn und Schindewolf, 
Reichensächser Str. 19, Eschwege
0 56 51 / 74 36 0
RA Christian Schindewolf

Kurzfristige Änderungen 
entnehmen Sie bitte der
Tagespresse.

Assessor jur.
Werner 
Beuckelmann

Geschäftsstelle
Frankfurter Straße 74
58095 Hagen
(erreichbar mit den Buslinien 510, 
512, 516,  519, Haltestelle CineStar)
Telefon: 0 23 31 ­ 2 04 36 0
Email: Info@mietervereine­hagen.de
www.mietervereine­hagen.de
Instagram: mieterverein_hagen

Persönliche und telefonische Rechts­
beratung für Mitglieder in der Ge­
schäftsstelle und in den Außenstellen 
nur nach Voranmeldung! 

 Öffnungszeiten

Montag  bis  Donnerstag
8.00 bis 17.00 Uhr

Freitag
8.00 bis 13.00 Uhr

Samstag
8.30 bis 12.30 Uhr

Unsere Rechtsberater:
Rechtsanwalt Alexander Wieczorek
Rechtsanwalt Stefan Wintersohle
Assessor jur. Frank Beitz 
Assessor jur Werner Beuckelmann
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Der Rechtsberatungsbedarf der 
Mieterinnen und Mieter blieb auch 
im Jahr 2022 hoch. Rund 850.000 
Rechtsberatungen haben die Juris-
tinnen und Juristen der rund 300 
örtlichen Mietervereine 2022 
durchgeführt. Über 98 Prozent aller 
Beratungsfälle wurden dabei außer-
gerichtlich erledigt. Damit sind in 
Mietangelegenheiten die DMB-Mie-
tervereine Streitschlichter Nu-
mmer 1 in Deutschland. 

Topthema: Betriebskosten

Deutlich mehr als die Hälfte al-
ler Rechtsberatungen der örtlichen 
Mietervereine entfielen 2022 auf 
die Beratungsklassiker „Betriebskos-
ten, inkl. Heizkosten“ (41,7 Prozent) 
und „Wohnungsmängel“ (17 Pro-
zent). Sie sind die dominierenden 
Rechtsberatungsthemen in den 
Mietervereinen. (siehe Infokasten)

Unter das dritthäufigste Bera-
tungsthema „Allgemeine Vertrags-
angelegenheiten“ fallen alle 
Rechtsberatungen, die Rechte und 
Pflichten aus dem Mietverhältnis 
als Hintergrund haben, sowie Bera-
tungen im Vorfeld beziehungswei-
se beim Abschluss des 
Mietvertrages. Das sind beispiels-
weise Fragen zur Mietpreisbremse, 
zu Staffel- oder Indexmieten, zu 
Wohngemeinschaften aber auch 
die Frage, ob Tierhaltung erlaubt ist 
bis hin zu der Frage, ob auf dem Bal-

kon Solarmodule angebracht wer-
den dürfen.

Indexmiete in großen Städten

Aufgrund der hohen Inflation 
rückte das Thema Indexmiete ins-
besondere bei den Mietervereinen 
in Städten mit angespanntem 
Wohnungsmarkt in den Vorder-
grund. In den großen Metropolen 
enthalten immer mehr der neu ab-
geschlossenen Mietverträge eine In-
dexierung. Eine deutliche 
Zunahme gegenüber 2021. In beste-
henden Mietverhältnissen mit In-

dexmietverträgen wird die durch-
setzbare Indexmieterhöhung nach 
den Erfahrungen der DMB-Mieter-
vereine in der Regel aufgeschlagen, 
was in der aktuellen Situation 
einen erheblichen Mietpreisanstieg 
und damit gestiegenen Beratungs-
bedarf zur Folge hat.

182.117 Gerichtsentscheidungen

Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes ist die Zahl der Miet-
rechtsstreitigkeiten vor Gericht im 
Jahr 2021, wie auch in den Vorjah-
ren, gesunken. 182.117 Mal stritten 

sich Mieter und Vermieter vor den 
Amts- und Landgerichten in 
Deutschland. Gegenüber dem Vor-
jahr ging die Zahl der Miet-
rechtsprozesse damit aber um rund 
6,12 Prozent zurück. Das ist die 
niedrigste Prozesszahl seit der Wie-
dervereinigung. Die Zahl der Miet-
rechtsprozesse sinkt seit 1996 
(351.511 Verfahren) kontinuierlich, 
insgesamt um rund 48 Prozent.

Streitgegenstand 

 1. Vertragsverletzungen 29,5 %
 2. Mietkaution 17,3 %
 3. Mieterhöhung 15,4 %
 4. Nebenkosten 15,1 %
 5. Eigenbedarf   8,4 %
 6. Fristlose Kündigung   5,9 %
 7. Ordentliche Kündigung   1,9 %
 8. Schönheitsreparaturen   0,7 %
 9. Modernisierung         0,6 %
10. Sonstiges   5,1 %

Wie in den Vorjahren sind „Ver-
tragsverletzungen“ der häufigste 
Grund für mietrechtliche Ausein-
andersetzungen. Hier geht es allge-
mein um Rechte und Pflichten aus 
dem Mietverhältnis, angefangen 
bei Fragen der Tierhaltung bis hin 
zu Problemen im Zusammenhang 
mit Wohnungsmängeln und Miet-
minderungen oder Verfahren zur 
Mietpreisbremse.

Das Thema „Mietkaution“ (17,3 
Prozent) ist der zweithäufigste Pro-
zessgegenstand, dicht gefolgt von 
„Mieterhöhung“ (15,4 Prozent) und 
dem Beratungsklassiker „Nebenkos-
ten“ (15,1 Prozent). Eigenbedarfs-
kündigungen sind mit 8,4 Prozent 
Streitgegenstand Nummer 5, die 
Tendenz ist seit einigen Jahren stei-
gend.

Streitpunkt Mieterhöhung 

Grundlage für die Statistik über 
Streitgegenstände in Miet-
rechtsprozessen sind die Zahlen der 
DMB-Rechtsschutzversicherung. 

Werden die Zahlen der DMB-
Rechtsschutzversicherung hochge-
rechnet auf die Zahl der Miet-
rechtsstreitigkeiten insgesamt, 
dann ging es im Jahr 2021 rund 
28.000 Mal um Mieterhöhungen 
und rund 15.000 Mal im Jahr vor 
Deutschlands Gerichten um den 
häufigsten Kündigungsgrund der 
Vermieter und Vermieterinnen, 
den Eigenbedarf.

Die Rechtsschutzversicherung 
des Deutschen Mieterbundes bietet 
neben allgemeinem Rechtsschutz 
vor allem Mietrechtsschutz an.

Häufigster Beratungsbedarf
nach wie vor bei Betriebskosten 
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Belvona schachmatt ­ und nun? 
Ein neuer Spieler betritt das Feld
(Fortsetzung von Seite 1) Ob es zu 
einem Ergebnis kommen wird, und 
wie lange die Ermittlungen andau-
ern, das bleibt fraglich. Genauso 
fraglich wie das ganze Konstrukt 
der Belvona Real Estate GmbH und 
allen anderen Firmen, die mit Bel­
vona in Verbindung stehen. Den 
Mietern wurde im Dezember des 
vergangenen Jahres nämlich mitge-
teilt: „Aufgrund Veränderungen in 
der Struktur der Inves-
toren werden wir zum 
31.12.2022 die Hausver-
waltung für die durch 
Sie bewohnte Liegen-
schaft beenden. ... Die 
objekthaltende GmbH 
bleibt auch in der neu-
en Eigentümerstruktur 
erhalten, sodass Sie bit-
te Ihre Mieten und Vor-
auszahlungen weiter- 
hin wie gewohnt an 
das bekannte Konto 
überweisen.“ Unter-
schrieben ist das An-
schreiben nicht mehr 
mit Belvona, sondern 
mit der white green Pro­
perty Management 
GmbH, die im Namen 
und in der Vollmacht 
der BEVO DE Alpha 3c 
GmbH handelt. Im 
Briefkopf prangt aber 
noch der Schriftzug von 
Belvona.

Ein Blick ins Handelsregister 
zeigt, dass die Firma white green 
Property in seiner Geschichte mit 
einem Geschäftsführerwechsel 
auch immer einen neuen Namen 
bekommen hat. Zuletzt mit dem 
Geschäftsführerwechsel zu Sepp Se-
bastian Meyer. Und der ist auch Ge-
schäftsführer von LRE1 
Beteiligungs GmbH. Die wiederum 
steht mit der Silver Wohnen 2 
GmbH in Verbindung, dessen Ge-

schäftsführer Karl Laurenz Wam-
bach ist.

Sucht man jetzt im Internet 
nach Belvona, so werden User ge-
warnt, dass diese Seiten nicht mehr 
sicher sind. Die white green Property 
Management GmbH hat dagegen 
scheinbar gar keine Internetseite. 
Aber auf einmal erscheint die Firma 
Prodomus, die auch in der Anger-
munder Straße in Düsseldorf behei-

matet ist und Hausmeistertätigkei-
ten durchführt, sogar auch in Ha-
gen in der Mozartstraße tätig war.  

Auf dieser Internetseite ist auch 
Uwe Becker zu finden, der anschei-
nend Teil des Prodomus-Teams ist 
und hier vorgestellt wird als ehe-
maliger Geschäftsführer der white 
green Property Management GmbH. 
Eben jener, gegen den der Mieter-
verein Hagen Strafanzeige gestellt 
hat. 

Wer ist der Eigentümer?

Und wer ist jetzt der Besitzer der 
Häuser? In einem Anschreiben, dass 
die Bewohner der Mozartstraße in 
Hohenlimburg zum Verwalter-
wechsel bekommen haben, wird 
als Gesellschaft die Silver Wohnen 9 
GmbH aus Düsseldorf (Angermun-
der Straße) genannt, dessen Ge-
schäftsführer ebenfalls Karl 

Laurenz Wambach seit 2021 ist. 
Vorher war es Birger Dehne. Mit 
dem Wechsel der Geschäftsführung 
wechselte der Name von DEGAG 
Neunte Wohnen GmbH zu Silver 
Wohnen 9. Wobei es auch noch Sil-
ver Wohnen 2,3,4,5 und 7 gibt. 

Man könnte nun noch tiefer in 
die Materie einsteigen. Wer ist zum 
Beispiel die BEVO DE alpha 3c? 
Scheinbar firmieren alle Unterneh-
men in Düsseldorf unter der glei-
chen Adresse. Ein Firmenkonstrukt, 
dass man nur mit viel Geduld und 
Recherche einigermaßen durch-
blickt. Wer dahinter steckt, das ist 
fraglich. Immer wieder taucht der 
Name Birger Dehne auf, der teilwei-
se Geschäftsführer verschiedener 
Firmen in dem Konstrukt war oder 
noch ist oder aber Gesellschafter 
war oder noch ist. Auf der Inter-
netseite der Birger Dehne AG ver-
kündet er, er sei „Unternehmer und 
Immobilienexperte“ und „ist seit 
mehr als 20 Jahren auf dem Immo-
bilienmarkt erfolgreich und heute 
einer der größten privaten Woh-
nungseigentümer Deutschlands“. 
Sucht man im Internet, findet man 
viele Einträge, die Birger Dehne als 
schlechten Unternehmer betiteln, 

der seinen Erfolg auf dem Rücken 
seiner Mieter aufbaut. Auf seiner In-
ternetseite zeigt Dehne Fotos von 
renovierten Häuern – die meisten 
im hellmintgrünen Farbton. Die 
Farbe erinnert auffällig an Belvona.

Neuer Verwalter MGVM

Was ändert sich nun für die Be-
wohner der Häuser, zum Beispiel in 

Hagen in der Mozartstra-
ße, jetzt, da ein neuer Ak-
teur auf dem Spielfeld 
erschienen ist: MVGM 
Property Management 
Deutschland GmbH. Ende 
Februar wurde den Mie-
tern der Mozartstraße 23 
mitgeteilt: „Wir freuen 
uns sehr, uns als neuen 
Verwalter bei Ihnen vor-
stellen zu dürfen. MVGM 
ist ein europaweit tätiger 
und unabhängiger Im-
mobiliendienstleister ... ” 
Es gibt Mieter, die berich-
ten können, dass die 
MVGM schon tätig ge-
worden ist. Gut, in einem 
Monat kann man keine 
Berge versetzen. Noch 
immer sind Wohnungen 
unbewohnbar. Die Mie-
ter hoffen, dass sich mit 
der neuen Verwaltung 
endlich etwas ändert. 
Und auch in der Zu-

kunft, denn mit jedem Verwal-
tungswechsel starteten geschäftige 
Aktivitäten, die mit der Zeit aber 
rapide nachließen und letztlich in 
einem Verwalterwechsel endeten ...

Belvona ist schachmatt. MVGM 
kommt ins Spiel. Eine gute Nach­
richt? Man kann nur skeptisch blei­
ben. Denn in einem Firmenkonstrukt 
mit so vielen Verbindungen zu ande­
ren Firmen und wechselnden Ge­
schäftsführern und Namen, die dann 
doch immer irgendwie das gleiche 
sind, fragt man sich doch, ob das al­
les wirklich seriös ist. Selbst bei tage­
langer Recherche ist es schier 
unmöglich, all die Verbindungen zu 
rekonstruieren. Es ist einfach nur 
verwirrend. Oder vielleicht sogar 
gewollt und Methode? Im 
Immobiliensektor geht es um große 
Summen Geld. Ein Schelm, wer 
denkt, hier will irgendwer nur Profit 
machen. Die Leidtragenden sind 
immer die Mieter, die vertröstet 
werden und in teils unzumutbaren 
Verhältnissen leben müssen.   
Bianca Wölki

Kommentar
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Trennen Mieter nicht ordnungsge­
mäß ihren Müll, kann der Vermieter 
ein externes Unternehmen damit be­
auftragen.                            Foto: Wö

Der Nachbar hat ein neues Solar-
dach bekommen und nun nerven 
die Reflexionen auf dem eigenen 
Grundstück? Das Oberlandesge-
richt Braunschweig (Az. 8 U 166/21) 
hat dazu ein Urteil gefällt: Sind die 
Reflexionen nur an 60 Tagen im 
Jahr und insgesamt weniger als 20 
Stunden im Jahr wahrnehmbar, so 
hat man das hinzunehmen, denn 
das ist nur eine unwesentliche Be-
einträchtigung des eigenen Grund-
stücks.

Der Mieter einer Wohnung im 
Raum Stuttgart lagerte in seiner 
Wohnung Altpapier, so viel, dass 
sein Vermieter meinte, durch das 
Lagern von Unmengen an 
Altpapier nutze der Mieter die 
Wohnung in unangemessener 
Weise. Zudem gäbe es dadurch 
Probleme mit der Statik und dem 
Brandschutz. Er kündigte dem 
Mieter fristlos. Das Amtsgericht 
Stuttgart (AZ 35 C 2527/20) wies die 
Kündigungsklage jedoch ab. Der 
Zustand des Objekts reiche nicht 
für eine fristlose Kündigung. So 
lange keine Gefahren für die 
Gebäudesubstanz drohten oder 
Mitbewohner belästigt würden, sei 
eine nicht aufgeräumte, sich an der 
Grenze zur Verwahrlosung 
befindliche Wohnung nach 
Überzeugung der Justiz noch keine 
Pflichtverletzung des Mieters. Auch 
die statischen Probleme und die 
Brandgefahr seien nicht belegt.

Eine Garage muss auch eine Garage 
bleiben und darf kein 
Aufenthaltsort werden. Das hat ein 
Grundstückseigentümer aus Hessen 
nun gelernt. Weil die bestehende 
Garage den Mindestabstand von 
drei Metern zum Nachbarn 
unterschritt, brauchte der Mann 
eine behördliche Genehmigung, 
um seine Grenzgarage sanieren zu 
dürfen. Allerdings diente der 
Neubau eher weniger als Garage. 
Der Eigentümer riss den Altbau ab 
und errichtete ein Gebäude mit 

aufgesetzter Terrasse, bunten 
Beleuchtungselementen und 
Dielenboden. Lichtkuppeln 
brachten ebenso wie eine große 
Glasfalttür Helligkeit in das Objekt. 
Der Nachbar war nicht begeistert. 
Das Oberlandesgericht Frankfurt/
Main (Az 6 U 117/20) stellte fest, 
dass ein derartiges Bauwerk dürfe 
nicht direkt an der 
Grundstücksgrenze stehen darf. Es 
habe eindeutig Wohncharakter. 
Die Nachbarn konnten deswegen 
auf einem Abriss bestehen.

Eine Garage muss auch 
eine Garage bleiben

Auch Kosten für 
Müllsortierung sind 
Betriebskosten
Manchmal scheint es lästig, den 
Müll ständig zu trennen. Und wer 
weiß schon, was wirklich wohin 
gehört? Dennoch - Mülltrennung 
ist eine Pflicht. Halten sich Mieter 
nicht daran, so kann der Müll ste-
hen bleiben oder - der Vermieter 
kann die Kosten für einen externen 
Dienstleister, der die fehlerhafte 
Müllentsorgung per Hand nachsor-
tiert, auf die Mieter umlegen. 

Der Bundesgerichtshof hat in 
seinem Urteil (VIII ZR 117/21) vom 
5. Oktober 2022 entschieden, dass 
"die Kosten des externen Dienstleis-
ters für die regelmäßige Kontrolle 
der Restmüllbehälter der Liegen-
schaft auf Einhaltung der satzungs-
gemäßen Vorgaben für die 
Mülltrennung und für die bei feh-
lerhafter Abfalltrennung erfolgen-
de Nachsortierung von Hand 
grundsätzlich auf den Mieter um-
legbare Betriebskosten seien."

Gestritten hatten sich Vermie-
ter und Mieter eines Hauses in Ber-
lin. Die Mieter waren der Ansicht, 
dass es sich bei den Kosten nicht 
um Betriebskosten handle, weil die 
Maßnahme nur eine Reaktion auf 
eine fehlerhafte Mülltrennung von 
Teilen der Mieterschaft sei. Deren 
verhalten sei Vertragswidrig, wes-
wegen die Kosten nicht durch den 
bestimmungsgemäßen Gebrauch 
der Mietsache entstanden sei. Dem 
stimmten die Richter des Bundesge-
richtshofes nicht zu. 

 Da die Mieter versäumt hatten, 
einen Verstoß gegen den Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit konkret dar-
zustellen, wurde ihr Einwurf von 

den Richtern zurückgewiesen. Al-
lerdings mit der Bemerkung, dass 
sie die Kosten nicht hätten tragen 
müssen, wenn sie konkret dargelegt 
hätten, dass diese unwirtschaftlich 
sind.

Urteile für Wohnungseigentümer

Unordnung
reicht nicht 
für Kündigung

Reflexion vom
Solardach ist
hinzunehmen

Smarte 
Klingelanlage   
nicht erwünscht

Kochgerüche 
sind Mangel

Ein Vermieter kündigte in Berlin 
an, die Klingelanlagen im Haus der-
art zu erneuern und modernisieren, 
dass eine sinnvolle Nutzung nur 
mithilfe eines Smartphones, Fest-
netztelefons oder eines Computers 
möglich war. Ein Mieter teilte je-
doch mit, dass er dem Austausch so 
kurzfristig nicht zustimmen könne. 
Dennoch tauschte der Vermieter 
die Anlage aus. Daraufhin klagte 
der Mieter, der die Klingelanlage 
auch ohne technische Hilfsmittel 
nutzen wollte. 

Die Klage hatte Erfolg. Die Rich-
ter des AG Charlottenburg (202 C 
105/22) erklärten, dass die Verände-
rung der Anlage dazu geführt hatte, 
dass dem Mieter nun keine funkti-
onstüchtige Klingelanlage mehr 
zur Verfügung stand. Es sei uner-
heblich, dass der Mieter durch ent-
sprechende Maßnahmen die 
Funktionsfähigkeit herstellen kön-
ne. Die Pflicht zur Erhaltung des 
vertragsgemäßen Gebrauchs treffe 
allein den Vermieter. Der Mieter 
hat also Anspruch darauf, dass die 
Klingelanlage so modifiziert wird, 
dass auch ohne Hilfsmittel ein Ton 
zu hören ist und sich die Tür eben-
falls ohne Hilfsmittel öffnen lässt.

Kochgerüche, die durch eine un-
dichte Geschossdecke in die Woh-
nung eindringen, führen zu einem 
Mangel und rechtfertigen eine 
Mietminderung von zehn Prozent, 
wenn die Gerüche auch nachts 
wahrzunehmen sind.  (AG Mitte 
122 C 156/21)

Keine Mülltonnen in der 
Nähe des Schlafzimmers
In einer Münchner Eigentümerver-
sammlung wurde beschlossen, den 
Mülltonnenstellplatz zu verlegen, 
um eine Sichtverbesserung für die 
Tiefgaragenausfahrt zu erreichen. 
Der Eigentümer der Erdgeschoss-
wohnung war davon nicht begeis-
tert und klagte dagegen, denn das 
neue Mülltonnenhäuschen sollte 
nur 4,20 Meter von seinem Schlaf-
zimmerfenster entfernt stehen. 
Auch eine Bepflanzung an der 
Rückseite des Häuschens war nicht 
geplant.  Der Bewohner hatte Be-

denken, dass es zumindest in den 
Sommermonaten zu Geruchsbeläs-
tigungen kommen würde, da das 
Häuschen im Sommer der Mittags-
sonne ausgesetzt sei. 

Der Richter des Amtsgerichts 
München (481 C 17917/19) gab dem 
Kläger recht. Die Interessen des Klä-
gers sei unter Missachtung des Ge-
bots der Rücksichtnahme nicht 
ausreichend berücksichtigt wor-
den. Deshalb sei der Beschluss über 
die Verlegung des Mülltonnenstell-
platzes unwirksam.
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DMB fordert 
sozialverträgliche
Wärmewende
Die Koalition hat getagt, stunden-, 
nächtelang. Schließlich hat man 
sich doch geeinigt. Im Koalitions-
ausschuss wurde schließlich unter 
anderem beschlossen, dass ab dem 
1. Januar 2024 möglichst jede neu 
eingebaute Heizung zu 65 Prozent 
mit erneuerbaren Energien betrie-
ben werden soll. Das bedeutet, dass 
Heizungen, die mit grünem oder 
blauem Wasserstoff betrieben wer-
den können, weiterlaufen dürfen. 
Richtig konkret sind die Aussagen 
noch nicht. Klarheit soll es erst im 
April geben, wenn der Gesetzent-
wurf zur Förderung des Heizungs-
umbaus vorliegt. Das sogenannten 
Gebäudeenergiegesetz soll schließ-
lich noch vor der Sommerpause im 
Bundestag beschlossen werden. Vor 
allem soziale Härtefälle sollen in 
mit diesem Gesetz abgefedert wer-
den, auch Mieter und Mieterinnen. 
Außerdem soll es ausreichend 
Übergangszeiträume geben, damit 
ein technologieoffener Ansatz für 
die Verbraucher verfolgt werden 
kann. Was das konkret heißt, bleibt 
anzuwarten. 

Doch bei vielen Verbänden regt 
sich schon Widerspruch und Ärger. 
„Bezahlbares Wohnen und Klima-
schutz müssen gemeinsam adres-
siert werden. Die entscheidende 
Frage wird daher sein, wie den so-
zialen Aspekten Rechnung getra-
gen wird, vor allem für die im 

Koalitionsbeschluss ausdrücklich 
erwähnten Mieterinnen und Mie-
ter“, kommentiert die Bundesdirek-
torin des Deutschen Mieterbundes 
(DMB), Dr. Melanie Weber-Moritz, 
den gestrigen Koalitionsbeschluss 
der Bundesregierung.

Der Deutsche Mieterbund un-
terstützt das Ziel, 65 Prozent erneu-
erbare Energien beim Einbau von 
neuen Heizungen ab 2024 gesetz-
lich festzulegen und Mindesteffizi-
enzstandards für die schlechtesten 
Gebäude einzuführen, wenn 
gleichzeitig die Sozialverträglich-
keit gesetzlich verbindlich für alle 
Mieterinnen und Mieter sicherge-
stellt wird. Daher ist es aus Sicht des 
Deutschen Mieterbundes von zen-
traler Bedeutung, die klimapoliti-
schen Maßnahmen durch 
ausreichende soziale Rahmenset-
zungen zu flankieren, insbesondere 
im Mietrecht und bei der Förde-
rung. Auch das Europäische Parla-
ment hat mit der Abstimmung des 
Entwurfs der Gebäuderichtlinie für 
eine sozialverträgliche Ausgestal-
tung gestimmt. „Bei der nationalen 
Umsetzung von Klimaschutzmaß-
nahmen im Gebäudebereich muss 
die sozialverträgliche Ausgestal-
tung an erster Stelle stehen“, fordert 
Dr. Melanie Weber-Moritz wäh-
rend der Anhörung im Ausschuss 
für Klimaschutz und Energie zum 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

„Wärmewende versorgungssicher, 
nachhaltig und sozial gestal-
ten“ (BT-Drs. 20/4675).

Um die sozialverträgliche Rah-
mensetzung für die Wärmewende 
sicherzustellen, muss aus Sicht des 
Deutschen Mieterbundes zwingend 
die Modernisierungsumlage abge-
schafft oder deutlich abgesenkt 
werden. Denn bereits heute sind die 
aus der Modernisierungsumlage re-
sultierenden Preissteigerungen für 
viele Mieter nicht bezahlbar. Die 
Modernisierungsumlage konfron-
tiert Mieter mit hohen Mieterhö-
hungen, die wiederum zur 
Verdrängung der angestammten 
Bevölkerung aus ihren Wohnvier-
teln führt. Dies liegt vor allem in 
der Konstruktion der Modernisie-
rungsumlage (§ 559 BGB) begrün-
det, die soziale, ökologische und 
ökonomische Fehlanreize setzt. 
Gleichzeitig besteht die Notwen-
digkeit, dass energetische Moderni-
sierungsmaßnahmen möglichst 
warmmietenneutral erfolgen – das 
heißt, dass Mieterhöhungen nach 
energetischen Sanierungen mit der 
Kostenersparnis durch den redu-
zierten Energieverbrauch ausgegli-
chen werden. Aufgrund der 
Fehlanreize durch die Modernisie-
rungsumlage wird dies in der Praxis 
nach Erfahrungen des Deutschen 

Mieterbundes de facto nie erreicht. 
So können Vermieter die Moderni-
sierungskosten zeitlich unbefristet 
auf die Jahresmiete umlegen und 
haben dabei weder ordnungsrecht-
liche Vorgaben noch Anreize für ei-
ne hohe Sanierungstiefe und 
Energieeinsparungen, da die Ener-
giekosten zu 100 Prozent an Mieter 
weitergereicht werden. Deshalb 
stellt die DMB-Bundesdirektorin 
klar: „Um Mieterinnen und Mieter 
vor steigenden Wohnkosten zu 
schützen, brauchen wir eine deutli-
che Steigerung der Sanierungstiefe 
mit dem Ziel, die Energie- und Heiz-
kosten erheblich zu senken und 
Warmmietenneutralität bei Mo-
dernisierungen zu erreichen.“

Zur Erreichung dieses Ziels soll-
te die Modernisierungsumlage aus 
Sicht des Deutschen Mieterbundes 
vollständig im Rahmen einer (Teil-
)Warmmiete aufgelöst oder - alter-
nativ - die Kosten sollten fair zwi-
schen öffentlicher Hand, Vermieter 
und Mieter zum Beispiel im Rah-
men des Drittelmodells aufgeteilt 
werden. „Klimaschutz im Gebäude-
bereich stellt eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe dar, daher 
muss eine gerechte Verteilung der 
notwendigen Kosten in den Mittel-
punkt gerückt werden,“ so Dr. Me-
lanie Weber-Moritz.“

200 Euro­Einmalzahlung für Studenten 
und Fachschüler – nicht vergessen!
Hey Studis und Fachschülerinnen 
und Fachschüler, habt Ihr schon 
Eure 200 Euro-Einmalzahlung be-
antragt? Dann wird es Zeit! Du 
wirst doch keine 200 Euro ver-
schenken wollen. Wir sagen Euch 
noch einmal, wie es geht: 

Entweder Du hast einen Elster­
zugang (Elster.de) oder einen E­Per­
so (AuweisApp2). Damit kannst 
Deine BundID beantragen (id.bun-
d.de) und du brauchst den Code 
von Deiner Ausbildungsstätte. Mit 
diesen beiden Dingen bist Du be-
rechtigt für die Einmalzahlung, die 
Du dann auf einmahlzah­
lung200.de beantragen kannst.

Der erste Ansturm ist schon vor-
bei, deshalb solltet Ihr auf den In-

ternetseiten keine Probleme haben. 
Wenn es trotzdem nicht richtig 
klappt, dann schaut doch einfach 
mal auf Instagram bei funk vorbei, 
dem Content Netzwerk von ARD 
und ZDF. Dort gibt es einen Post zur 
Einmalzahlung mit ganz vielen 
Kommentaren, die Tipps zur Bean-
tragung geben.

Berechtigt sind alle Studis, die 
zum 1. Dezember 2022 an einer 
Hochschule in Deutschland imma-
trikuliert gewesen sind und ihren 
Wohnsitz oder ihren gewöhnli-
chen Aufenthaltsort in Deutsch-
land haben. Außerdem 
(Berufs-)Fachschüler und -schüle-
rinnen, die zum 1. Dezember 2022 
an einer Ausbildungsstätte in Deut-

schland angemeldet waren und ih-
ren Wohnsitz in Deutschland ha-
ben.

Ihr habt noch bis zum 30. Sep-

tember Zeit, den Antrag zu stellen. 
Trotzdem – ehe Ihr es vergesst – 
hoch von der Couch und ab an den 
Computer!


